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Österreich auf 
dem Weg zur 

 Einheitsbilanz? 

Geht es nach der Bundesregierung, steht Österreich demnächst eine Reform des 
Bilanzsteuerrechts ins Haus. Anlass für das WU-Institut für Österreichisches und 
Internationales Steuerrecht diesem bedeutende Grundlagenthema ein Wiener 
 Symposium zu widmen – und Vorarbeit für die anstehende Reform zu leisten.
Kommentar von Claus Staringer
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Kurzprofil
Claus Staringer begann an der WU als 
assistent am institut für Finanzrecht 
(1991-1994). Nach seiner Bestellung 
zum steuerberater im Jahr 1997 wurde 
staringer, der seit 1992 eine lehrtätig-
keit an der wu ausübt, assistent am 
institut für recht der wirtschaft.  

2003 avancierte der vielfach aus-
gezeichnete Wissenschaftler (unter 
anderem für „Innovative Lehre“ für 
die wu-lehrveranstaltung „european 
and international tax Moot court“) zum 
Leiter der Abteilung Unternehmens-
steuerrecht des wu-instituts für 
Österreichisches und internationales 
steuerrecht. seit 2005 ist er zudem 
Direktor für das Doktoratsstudium wirt-
schaftsrecht an der wu.

D as unternehmenssteuerecht 

zählt zu den Forschungsschwer-

punkten des instituts für Öster-

reichisches und internationales steuerrecht 

der wu. im rahmen dieses schwerpunktes 

hat das institut am 20. Jänner 2016 zum 

nunmehr bereits sechsten Mal das wiener 

symposium zum unternehmenssteuerrecht 

veranstaltet. ganz bewusst war das sympo-

sium in diesem Jahr einem grundlagenthe-

ma gewidmet, nämlich der vom gesetzgeber 

angekündigten reform des Bilanzsteuer-

rechts.

Dafür besteht aller anlass: Die Bundesregie-

rung hat in ihrem aktuellen regierungspro-

gramm eine totalreform des einkommens-

steuergesetzes angekündigt, an der das 

Bundesministerium für Finanzen intensiv 

arbeitet. Herzstück dieser arbeiten wird auch 

eine reform des Bilanzsteuerrechts sein. 

Dabei geht es um nichts weniger als um eine 

Neuordnung jener regeln, nach denen alle 

bedeutenden unternehmen Österreichs 

ihren steuerplichtigen gewinn ermitteln.

Die Einheitsbilanz im Visier
Der gesetzgeber hat bereits erkennen las-

sen, wohin die reise bei seinem reformpro-

jekt geht. spätestens seit dem Jahr 2014 er-

folgten Neuregelung der unternehmens-

rechtlichen rechnungslegung ist klar, dass 

das reformwerk insgesamt das Konzept 

einer sogenannten „einheitsbilanz“ verfolgt. 

Diese einheitsbilanz hat die Zielvorstellung, 

die zahlreichen unterschiede in der gewinn-

ermittlung zwischen unternehmensrecht 

(wie es für den Jahresabschluss relevant ist) 

und steuerrecht zu beseitigen.

technisch könnte dies durch eine konse-

quente Maßgeblichkeit des unternehmens-

rechts für die steuerliche gewinnermittlung 

erreicht werden. Das unternehmensrecht 

würde so unmittelbar für die ermittlung des 

steuerplichtigen gewinns geltung erlangen. 

Der gesetzgeber hat bereits bei den rech-

nungslegungsvorschriften wichtige schritte 

auf dem weg zu dieser einheitsbilanz ge-

setzt, indem er diese auch aus iskalpoliti-

scher sicht „steuertauglich“ gemacht hat. 

Das derart begonnene reformwerk wird das 

noch für diese legislaturperiode erwartete 

neue einkommensteuergesetz dann vervoll-

kommnen.

Revolutionäre Kraft
am ende soll das Bilanzsteuerrecht – so lau-

tet jedenfalls die politische Zielvorstellung – 

deutlich einfacher, überschaubarer und pla-

nungssicherer werden. Das wiener sympo-

sium zum unternehmenssteuerrecht hat 
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sich mit zahlreichen einzelproblemen dieses 

begonnenen wegs hin zu einer einheitsbi-

lanz beschäftigt. Die ergebnisse waren span-

nend und vielen teilnehmern ist im laufe  

des symposions klar geworden, welche revo-

lutionäre Kraft im Gedanken einer einheitsbi-

lanz stecken könnte.

Die auf den ersten Blick so einfach wirkende 

Idee der einheitsbilanz hat nämlich auch ihre 

tücken. so könnte eine einheitsbilanz zu fol-

ge haben, dass finanzverwaltung und 

steuergerichte ihr bisheriges auslegungs-

monopol über das Bilanzsteuerrecht verlie-

ren. Der Grund: auch sie werden letztlich das 

unternehmensrecht des uGB gleichrangig 

neben allen bilanzierungsplichtigen unter-

nehmen, ihren abschlussprüfern oder auch 

den Zivil- und strafgerichten anzuwenden 

haben. umgekehrt würde unter einer ein-

heitsbilanz mittelbar die rechtskontrolle der 

unternehmensrechtlichen rechnungsle-

gung durch Finanzverwaltung und steuerge-

richte erfolgen. Denn am ende wären es die-

se steuerbehörden und -gerichte, die über 

die richtigkeit einer unternehmensbilanz 

absprechen.

Intensive Diskussionen
Dies wäre eine deutliche Veränderung 

gegenüber dem bisherigen Zustand, wo Voll-

zug beziehungsweise Kontrolle von steuer-

recht und unternehmensrechtlicher rech-

nungslegung de facto in getrennten Parallel-

welten stattinden. Nicht überraschend ha-

ben diese strukturellen folgen einer ein-

heitsbilanz besonders intensive Diskussio-

nen unter den teilnehmerInnen des sympo-

siums hervorgerufen. 

abzuwarten bleibt nun das weitere Vorgehen 

des Gesetzgebers bei der reform des Bi-

lanzsteuerrechts. Das wiener symposium 

zum unternehmenssteuerecht 2016 hat 

jedenfalls Vorarbeit für eine bevorstehende 

reform geleistet.   

„Der Gesetzgeber hat bereits erkennen lassen, 
wohin die Reise bei seinem Reformprojekt 
geht. Spätestens seit 2014 wir das Konzept 

einer Einheitsbilanz verfolgt.“


